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Ich möchte hier drei Dinge auf zeigen: Erstens, wie wir 

die praktische Arbeit im Betrieb mit dem Kampf gegen 
die Remilitarisierung verbinden; zweitens, wie wir die 
neuen Arbeitsmethoden innerhalb der Belegschaft durch­
setzen; drittens, welche Aufgaben die Partei bei der Ein­
führung der neuen Arbeitsmethoden hat.

Es ist ganz klar, je mehr unsere Erfolge zu sehen sind, 
und je größer das Weltfriedenslager wird, um so stärker 
werden auch in Westdeutschland die Kriegsvorbereitungen 
werden. Die Anglo-Amerikaner tun was sie können, um 
uns in der Deutschen, Demokratischen Republik Schwierig­
keiten zu bereiten. So ha&en sie z. B. vor kurzem für 
Gießerei-Eisen und Stahlteile eine Ausfuhrsperre nach der 
Deutschen Demokratischen Republik verhängt. Daraus ent­
standen in den Gießereien, natürlich auch in unserem Be­
trieb, Schwierigkeiten. Wir mußten deshalb in unserem 
Betrieb zwei Hochöfen von Thomasstahl auf Gießereieisen 
umsetzen. Daraus folgt, daß das Thomasstahlwerk und das 
Walzwerk weniger Stahl zu verarbeiten hatten. Wir haben 
daraufhin einige hundert Arbeitskräfte freigestellt, haben 
dies aber gleichzeitig mit dem neuen Strukturplan in Ver­
bindung gebracht und zu einer weiteren Selbstkosten­
senkung benutzt.

Daß man bei unseren Gegnern ein Interesse daran hat, 
uns das Material vorzuenthalten, zeigt der folgende Brief. 

Die Firma Guntermann-Peipers schreibt uns u. a.:
„Gestern erhielten wir von der zuständigen ,Zentralen 

Genehmigungsstelle* in Frankfurt am Main/Höchst den 
eindeutigen Bescheid, ,daß ihr die Genehmigung von 
Warenbegleitscheinen für Walzwerkswalzen von Alli­
ierter Seite untersagt sei*. Wir wollten nicht verfehlen, 
Sie von diesem Sachverhalt in Kenntnis zu setzen und 
legen Wert darauf, daß auf Ihrer Seite nicht der Ein­
druck aufkommt, daß wir selbst für die in der Aus­
lieferung der noch zu Buch stehenden Aufträge einge­
tretene Stockung verantwortlich sein können. Wenn wir 
auch weiterhin alle Möglichkeiten ausschöpfen wollen, 
um die Verbindmung nicht abbrechen lassen, so werden 
Sie doch verstehen, daß unser eigener Einflußbereich 
auf die nun einmal bestehende alliierte Einstellung nicht 
von wesentlicher Bedeutung sein kann, so daß wir es 
schon Ihnen anheim stellen müssen, die Ihnen als ge-

verstärkt wird. Sie muß noch umfassender sein als sie in 
der Vorbereitung und der Durchführung der Volkswahlen 
im Oktober 1950 schon war.

Die Deutsche Demokratische Republik und ihre Bevölke­
rung sieht ihre erste Aufgabe im Kampf um einen dauer­
haften Frieden. Sie steht auf der Friedenswacht. Die Durch­
führung der Volksbefragung stellt deshalb hohe Anforde­
rungen an uns, und in Verbindung mit ihrer Vorbereitung 
wollen wir unsere Bevölkerung weiter für den friedlichen 
Aufbau aus eigener Kraft mobilisieren. Die Fragen der Er­
füllung des Volkswirtschaftsplanes 1951 nehmen daher 
einen wichtigen Platz ein. Wir müssen die Bevölkerung auf 
die Verwirklichung der hauptsächlichen Aufgaben des 
Volkswirtschaftsplanes hinweisen, d. h. auf die Aufgaben 
der Schwerindustrie und des Schwermaschinenbaus. An 
Hand der erfolgreichen Erfüllung des ersten Quartals 1951 
und solcher Einzelerfolge wie z. B. die Inbetriebnahme des 
größten Drehwerkes der Deutschen Demokratischen Repu­
blik und des zweitgrößten in Europa sollen wir überzeugend 
darstellen, wie aus eigener Kraft und der engen Zusammen­
arbeit zwischen Arbeiterklasse und technischer Intelligenz 
unsere Erfolge entstehen.

Besondere Aufmerksamkeit muß der Behandlung der 
Aufgaben auf dem. Lande zukommen. Die Durchführung 
des Anbauplanes und der sorgfältigen Differenzierung 
sowie die Anwendung der neuen agrarwissenschaftlichen 
Erfahrungen sollen in den Einwohnerversammlungen, 
Bauernberatungen und anderen Zusammenkünften auf dem 
Dcfrfe in Verbindung mit der Mobilisierung der dörflichen 
Bevölkerung für die Volksbefragung behandelt werden.

Es ist unsere Aufgabe, in der Aufklärungsarbeit zur 
Vorbereitung und Durchführung der Volksbefragungskam­
pagne die Friedenspolitik der Sowjetunion gerade gegen­
über Deutschland darzulegen und an Hand der konkreten 
geschichtlichen Tatsachen nachzuweisen, daß die Aggres­
sionspolitik mit der Politik des sozialistischen Staates 
unvereinbar ist. Von jenem Ruf Lenins „ An alle, alle, 
alle“, den er in den Tagen der Großen Sozialistischen 
Oktoberrevolution in die Welt sandte und der zur Beendi­
gung des Krieges, zum Frieden und zur Völkerverständi­
gung aufrief, bis zu dem Telegramm Stalins anläßlich der 
Gründung der Deutschen Demokratischen Republik und 
seinem vor einigen Wochen gegebenen Interview, daß der 
Friede erhalten bleibt, wenn die Völker selbst die Sache 
des Friedens in ihre eigenen Hände nehmen, zeigt sich die 
beständige und konsequente Friedenspolitik der Sowjet­
union gegenüber Deutschland wie gegenüber allen übrigen 
Völkern.

Die Volkswahlen im Oktober 1950 wurden auf neue 
Weise vorbereitet und durchgeführt. Das Neue bestand vor 
allen Dingen darin, daß es in beträchtlichem Maße ge­
lang, in einen engeren Kontakt mit breiten Schichten 
der Bevölkerung zu kommen. Unsere Verwaltungsorgane 
kamen in stärkere Verbindung mit den Massen, die Kritik 
der Volksmassen an der Tätigkeit der staatlichen Verwal­
tungsorgane wurde entfaltet, das Beschwerderecht der Be­
völkerung entwickelt und brennende Fragen der Bevölke­
rung konkret beantwortet. Die öffentliche Berichterstattung 
der Verwaltung weckte das Interesse der Bevölkerung an 
der Verwaltungsarbeit und führte zu einer stärkeren Mit­
arbeit als das je in der Vergangenheit der Fall war. Diese 
Arbeit soll in der Vorbereitung und Durchführung der 
Volksbefragungskampagne verstärkt fortgesetzt werden. Es 
soll darüber berichtet werden, wie die vor der Volkswahl 
gegebenen Wähleraufträge erfüllt werden. Die staatlichen 
Verwaltungsorgane sollen über ihre Arbeit Bericht er­
statten, vorhandene Mißstände müssen beseitigt werden, und 
überall soll die Aufforderung an die Bevölkerung ergehen, 
von dem Recht ihrer Kritik und ihrer Beschwerde als ihr 
verbrieftes demokratisches Grundrecht Gebrauch zu machen.

„Meines Erachtens ist es sogar notwendig“ — so erklärte 
Genosse Walter Ulbricht auf der letzten' Konferenz der 
Staatsfunktionäre in Forst-Zinna —, „die Bevölkerung 
ausdrücklich auf ihr Recht der Beschwerde hinzuweisen. 
Wer sich über bestimmte Mißstände beschwert, hilft dem 
demokratischen Staat, die vorhandenen Fehler und Män­
gel zu beseitigen. Ich schlage vor, daß bei jeder Ge­
meindevertretung, bei jedem Kreistag Beschwerdestellen 
und bei jedem Ministerium Beschwerdebüros geschaffen 
werden, daß auf jedem Bahnhof ein Beschwerdebuch 
ausgelegt wird, wo sich die Bevölkerung über Mängel

des Verkehrs beschweren kann, daß in jedem HO-Ge­
schäft und in jedem Laden der Konsum-Genossenschaft 
ein Beschwerdebuch ausliegt. Wir müssen erreichen, daß 
Minister und Dienststellenleiter sowie Abgeordnete 
Sprechstunden einrichten, in denen die Bürger ihre Be­
schwerden persönlich Vorbringen können.“
Es kommt also darauf an, in der Volksbefragungskam­

pagne das Neue in der Arbeit unserer Verwaltungsorgane 
und die Hinweise und Ratschläge zur Verbesserung ihrer 
Arbeit, wie sie die Konferenz der Staatsfunktionäre in 
Forst-Zinna ausarbeitete, zur Anwendung zu bringen.

Unsere Redner, die zur Vorbereitung der Volksbefra­
gungskampagne in eine Einwohnerversammlung im Dorf 
oder in einen Stadtteil oder in einen Betrieb gehen, dürfen 
sich nicht damit begnügen, eine mehr oder weniger gute 
und überzeugende Rede für die Mobilisierung zur Volks­
befragung zu halten. Diesmal muß von den Rednern mehr 
verlangt werden. Wie soll also der Redner arbeiten? Neh­
men wir ein Beispiel. Ein leitender Genosse soll z. B. in 
Salzwedel sprechen. Es wird notwendig sein, daß er sich 
vor seiner Rede einen halben Tag über einige wesentlichen 
Fragen in Salzwedel informiert. Dort gibt es eine MAS. In 
einem kurzen Gespräch mit 1—2 Arbeitern und dem Leiter 
oder stellvertretenden Leiter der MAS wird es ihm nicht 
nur möglich sein, sich über die Tätigkeit der MAS, sondern 
auch über Stimmungen in den umliegenden Dörfern zu in­
formieren. Er soll sich eine Schule ansehen und mit einem 
Junglehrer sprechen, eine Aussprache mit 2—3 Umsiedlern 
durchführen und sie wird ihm einen Einblich darüber ver­
mitteln, wie die Verordnungen auf diesem Gebiet durchge­
führt werden. Er kann dann mit ganz konkretem Material 
in die Versammlung gehen, einen engen Kontakt mit der 
Bevölkerung herstellen, selbst mithelfen, Mißstände zu be­
seitigen und dafür Sorge tragen, daß die Gesetze und Ver­
ordnungen der Regierung durchgeführt werden. Das Ziel 
ist demnach die Aufklärung der breitesten Bevölkerungs­
schichten, ihre Erziehung zu festen, überzeugten Friedens­
kämpfern, die weitere Festigung des Vertrauens der Be­
völkerung zur Regierung und zur Deutschen Demokratischen 
Republik und ihres Staatsbewußtseins.
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